
 

 
Amt für Ländliche Entwicklung Unterfranken 

   

     

    
 

 

VKZLE-795310 Seite 1 von 2 

 
 

 

   
 

Flurneuordnung Hollstadt 3 

Gemeinde Hollstadt, Landkreis Rhön-Grabfeld 

Plan über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen nach 

§ 41 Flurbereinigungsgesetz –FlurbG– 

Feststellung der UVP-Pflicht gemäß § 5 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung –UVPG– 

Bekanntmachung 

Die Teilnehmergemeinschaft Flurbereinigung Hollstadt 3 hat beim Amt für 

Ländliche Entwicklung Unterfranken die Genehmigung des Planes über 

die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen nach § 41 FlurbG bean-

tragt. 

Für den Bau der gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen war gemäß 

§ 7 Abs. 1 Satz 1 UVPG  i. V. m. Nr. 16.1 der Anlage 1 zum UVPG eine 

allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen. 

Diese Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben unter Berücksichtigung 

der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen zur Folge haben kann, die nach § 25 

Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

 Für diese Einschätzung sind im Wesentlichen folgende Gründe maßgeblich: 

Auf Grundlage der Umweltprüfung vom 05.03.2019 ist davon auszugehen, 

dass weder die Merkmale unter Nr. 1 (Anlage 3), noch die Lage des Flurbe-

reinigungsgebietes nach Nr. 2 (Anlage 3) eine nachhaltig negative umwelt-

schädliche Auswirkung auf die Schutzgüter erwarten lassen. Die Auswir-

kungen des Ausbaus 4 lassen gemäß Nr. 3 (Anlage 3) auch unter Berück-

sichtigung einer evtl. Summationswirkung mit anderen Vorhaben keine 

schwerwiegende ökologische Verschlechterung für die Schutzgüter erwarten. 

Der nicht vermeidbare, zu erwartende Eingriff gem. § 14 BNatschG wird 

durch den noch vorhandenen Kompensationsüberhang aus den bisher um-

gesetzten Landschaftspflegemaßnahmen kompensiert.  

Es wird daher festgestellt, dass für das o. g. Vorhaben eine Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3 

Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist. 

Würzburg, 08.08.2019 

gez. Michael Kuhn 

Baudirektor 


